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27. Juni 2002 
 

ZUSAMMENFASSUNG DER DEBATTE 
 
 

Der Vorsitzende des Treffens, Herr Jan OLSSON, Mitglied des Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschusses (EWSA) und stellvertretender Beobachter im Konvent, begrüßt die 

Teilnehmer an diesem dritten Treffen und dankt herzlich Herrn Jean-Luc DEHAENE, stellver-
tretender Vorsitzender des Europäischen Konvents, für sein Kommen und allgemein für seine allerseits 
begrüßten Anstrengungen innerhalb des Konvents, denn er sei in gewisser Weise der Sprecher der 
Zivilgesellschaft bei den Konventteilnehmern. 
 

Herr OLSSON bittet Herrn Jean-Luc DEHAENE, eine Bilanz der Konventtagung vom 24./25. 
Juni zu ziehen, die vollständig der Zivilgesellschaft gewidmet war, und die großen Linien für die 
künftigen Arbeiten aufzuzeigen. 
 

Herr Jean-Luc DEHAENE dankt zunächst allen Organisationen der Zivilgesellschaft, die durch 
ihren konstruktiven Beitrag von hoher Qualität zum guten Verlauf der Tagung am 24./25. Juni beige-
tragen haben. Er unterstreicht, dass diese Sitzung nicht als Abschluss des Dialogs angesehen werden 
sollte, sondern vielmehr als Etappe in einem Prozess eines vielgestaltigen Dialogs. 
 

Herr DEHAENE ruft anschließend die wichtigsten kurzfristigen Termine des Konvents in 
Erinnerung: 
 
Vom 9. bis 12. Juli wird in Brüssel der Europäische Jugendkonvent stattfinden, auf dem 210 Jugend-
liche aus 28 Mitglieds- und Beitrittsstaaten, die an dem Konvent teilnehmen, zusammenkommen 
werden. 
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Am 11./12. Juli werde die nächste Tagung des Konvents stattfinden, auf der die Fragen im Zusam-
menhang mit den Außenbeziehungen und der gemeinsamen Verteidigungspolitik erörtert werden. 
Außerdem werde das Präsidium den Konventteilnehmern die Einsetzung vier zusätzlicher Arbeits-
gruppen vorschlagen: Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts; Außenpolitisches Handeln der 
EU; Sicherheits- und Verteidigungspolitik; Vereinfachung der Rechtsetzungsverfahren. 
 
Ab September werde der Konvent die ersten Berichte der Arbeitsgruppen erörtern, und Mitte Oktober 
werde das Präsidium eine erste Reihe von Vorschlägen vorlegen, mit denen die Architektur eines 
grundlegenden Verfassungsvertrags umrissen werden solle. 
 
Herr DEHAENE kommt auf die Frage des Dialogs mit der Zivilgesellschaft zurück und bestätigt, dass 
die Treffen im EWSA fortgesetzt werden sollen; er schlägt vor, sie stärker thematisch auszurichten. 
Dazu sollten die Vorsitzenden der Arbeitsgruppen angehört werden, die sich mit Themen beschäftigen, 
die der Zivilgesellschaft ganz besonders am Herzen liegen, beispielsweise mit der Charta der 
Grundrechte, der Subsidiarität oder auch der Ordnungspolitik. 
 

Herr Virgilio DASTOLI, Sprecher des Ständigen Forums der Zivilgesellschaft, äußert seine 
generelle Zufriedenheit mit der Vorbereitung und dem Verlauf des Konvents am 24./25. Juni. Er 
unterstreicht, dass seine Organisation durch die im EWSA veranstalteten Treffen Vorteile hatte. 
 
Er stelle mit Genugtuung fest, dass die Arbeiten in der Sache in die Richtung der Erstellung eines 
Verfassungsvertrags gehen, in dem die Charta der Grundrechte verankert sein wird, und dass die Idee 
einer einfachen Revision der bestehenden Verträge offenbar ausgeschlossen werde. Er bedauert 
jedoch, dass man sich nicht auf ein wirkliches Verfassungsprojekt hin orientiere. 
 
Für die Zukunft sollten seines Erachtens die Treffen im EWSA fortgesetzt werden, wobei er eine 
stärkere Einbeziehung der Konventteilnehmer wünsche. Ausgehend von der Feststellung, dass viele 
Organisationen keinen europäischen Netzen angehören, frage er sich, ob nicht dennoch ein zusätzlicher 
Ort der Begegnung ins Auge gefasst werden sollte, so dass der Kreis der in den Dialog mit dem 
Konvent einbezogenen Organisationen der Zivilgesellschaft noch stärker geöffnet werden könnte. 
Diese zusätzlichen Treffen würden ebenfalls vom Ausschuss durchgeführt und geleitet. 
 

Herr DASTOLI stellt zudem bei der Lektüre der Berichte über die vom Konvent eingerichteten 
nationalen Debatten fest, dass die Zukunft Europas auf nationaler Ebene kaum Gesprächsstoff sei, und 
dass eine umfangreiche Maßnahme zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit in den meisten Staaten noch 
erforderlich sei. Seiner Auffassung nach seien dazu große Anstrengungen zur Vermittlung von 
Informationen nötig, für die sich die europäischen Organisationen der Zivilgesellschaft engagieren 
sollten. 
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Mit Bezug auf bestimmte Beiträge der Konventteilnehmer, die die Repräsentativität der Organi-
sationen und europäischen Netze der Zivilgesellschaft anzweifeln, die an den Kontaktgruppen teilge-
nommen haben beziehungsweise auf der Plenartagung am 24./25. Juni das Wort ergriffen haben, 

spricht sich Herr Georges LIENARD, Generalsekretär der Fédération humaniste 

européenne, für mehr Transparenz seitens der Organisationen und Netze sowie für eine Klärung der 
Frage der Repräsentativität aus. Er schlägt dazu vor, man solle sich insbesondere auf die Arbeiten des 
EWSA im Rahmen des im Oktober 1999 veranstalteten Konvents beziehungsweise auf die späteren 
Stellungnahmen stützen. 
 

Herr Giampiero ALHADEFF, Generalsekretär der Plattform europäischer nichtstaatlicher 
Organisationen im Sozialbereich erkennt ebenfalls an, dass die Fragen der Repräsentativität und 
Transparenz der Organisation der Zivilgesellschaft sehr wichtig seien. Er stellte jedoch mit Bedauern 
fest, dass bestimmte anti-föderalistische Organisationen sich ausdrücklich dafür entschieden hätten, die 
Plenartagung des Konvents zu boykottieren, um anschließend um so besser die Repräsentativität der 
Teilnehmer anzweifeln zu können. 
 
Er unterstreicht zudem wie wichtig es sei, dass die Debatte über die Zukunft Europas auf nationaler 
Ebene fortgesetzt werde, wobei nicht vergessen werden solle, dass entsprechend den Erfahrungen mit 
dem Konvent zur Charta der Grundrechte eine bestimmte Reifezeit erforderlich sei, bevor die 
Zivilgesellschaft tatsächlich mitarbeiten. 
 

Herr Henrik KRÖNER, Generalsekretär der Europäischen Bewegung , ist der Ansicht, dass 
die die Zivilgesellschaft vertretenden Organisationen sich mobilisieren und entschlossen zeigen und ihre 
Motivation sowohl auf europäischer wie nationaler Ebene unter Beweis stellen müssten, damit sie beim 
Konvent Gehör finden. Er erinnert daran, dass die europäische Bewegung seit langer Zeit für ein 
effizienteres Europa und für einen transparenteren und demokratischeren Beschlussfassungsprozess 
streite, wobei er wünsche, dass die Konventteilnehmer schnell genauere Leitlinien für ihre Arbeiten 
vorlegen, was die Debatte auf nationaler Ebene erleichtern könne. 
 

Herr Patrick de BUCQUOIS, Generalsekretär des Europäischen Aktionskomitees freier 
Verbände (CEDAG), beklagt, dass mit dem Anzweifeln der Repräsentativität bestimmter Verbände 
der Versuch unternommen werde, die Zivilgesellschaft zu spalten. Er sei im übrigen der Ansicht, dass 
kein Anlass für eine solche Debatte bestehe, denn die teilnehmenden Organisationen hätten nicht den 
Anspruch, die ganze Zivilgesellschaft zu vertreten, sondern nur so gut wie möglich ihre Aufgabe 
wahrzunehmen, d.h. die ihnen eigenen Interessen und die ihrer Mitglieder zu vertreten. 
 
Daher sei die einzig wirklich vorzunehmende Unterscheidung die Unterscheidung zwischen den 
Organisationen der Zivilgesellschaft und dem Bürger in seiner Individualität, dessen Platz in der 
Gesellschaft durch die Formen direkter Demokratie privilegiert sei. Es sei ganz entscheidend anzuer-
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kennen, dass von Natur aus ein Unterschied zwischen diesen beiden Arten von Akteuren innerhalb der 
Gesellschaft bestehe. 
 
Auch Herr de BUCQUOIS hält die Schwäche der Debatte zur Zukunft Europas auf nationaler Ebene 
für eine unwiderlegbare Tatsache, die sich aus verschiedenen Gründen erklären lasse. Dabei müsse 
jedoch alles getan werden, damit ein wirklicher Dialog mit den Bürgern eingeleitet werde. 
 

Frau Luigina de SANTIS, Generalsekretärin des Europäischen Verbandes der Rentner und 
älteren Menschen (FERPA), bezweifelt nicht, dass bestimmte Organisationen mit Sitz in Brüssel 
nicht ausreichend repräsentativ seien, es sei jedoch jetzt nicht der Zeitpunkt, eine Diskussion dazu 
einzuleiten, denn es gehe vorangig um die Debatte über die Zukunft Europas. 
 
Wie bereits andere Teilnehmer erklärt sie ihre Sorge angesichts der schwachen bzw. nicht vorhan-
denen Debatte auf nationaler Ebene. Zur Abhilfe ruft sie die Wirtschafts- und Sozialräte bzw. die 
vergleichbaren Einrichtungen in den Mitgliedstaaten auf, ähnliche Initiativen wie die des EWSA 
einzuleiten, indem sie Treffen mit der Zivilgesellschaft veranstalten. 
 

Herr Daniel SPOEL, Koordinator der ATTAC für den Konvent, unterstreicht, dass die Mobili-
sierung der Bürger Zeit benötige. Es sei daher zu wünschen, dass der Konvent seinen Zeitplan 
anpasst, um die Entwicklung der öffentlichen Meinung besser zu berücksichtigen. Eine solche Zeit des 
Nachdenkens sei auch erforderlich, um die Fragen eher mit einem Querschnittskonzept anzugehen - 
dieses Konzept liege seiner Bewegung besonders am Herzen. Er kündigt an, dass die ATTAC ein 
erstes Sozialforum auf europäischer Ebene im November diesen Jahres veranstalten werde. 
 

Herr Hugo LUEDERS, Direktor der Initiative Netzwerk Dreigliederung, gesteht zu, dass man 
über den Grad der Repräsentativität der Verbände nachdenken müsse, merkt jedoch an, dass die 
Debatte über dieses Problem sicher gegenstandslos sei, denn in der Realität der Zivilgesellschaft 
kämen Initiativen häufig von kleinen, stark engagierten Gruppen. 
 

Herr Etienne PFLIMLIN, Präsident des Koordinierungsausschusses der europäischen 
Genossenschaftsverbände (CCACE), äußert seinen Wunsch, über das Ergebnis der Arbeit des 
Konvents solle in einem gleichzeitig in allen Mitgliedstaaten der Union durchgeführten Referendum 
abgestimmt werden. 
 
Zur Frage der Subsidiarität unterstreicht er, dass dieses Prinzip der Organisation der Befugnisse 
zwischen verschiedenen territorialen Ebenen einer ständigen Entwicklung unterliege und nicht ein für 
alle mal festgelegt werden könne. Da der wirtschaftliche und politische Pluralismus der Garant der 
Demokratie sei, müssten die den Pluralismus vertretenden Organisationen dafür eintreten, dass das 
Prinzip der unternehmerischen Freiheit in allen ihren Formen in die Charta der Grundrechte aufge-
nommen werde. 
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In seiner Antwort an die Teilnehmer rät Herr Jean-Luc DEHAENE den Vertretern der Zivilgesell-
schaft, der immer wiederkehrenden Kritik an der Repräsentativität keinen allzu großen Raum zu 
lassen. Seines Erachtens sei die Debatte zu dieser Frage nicht vorrangig und auch nicht akut, denn sie 
könnte die Zivilgesellschaft spalten und von ihrem Ziel ablenken, sich zu einen, um wirklich Einfluss auf 
die Arbeiten des Konvents auszuüben. 
 
Er erläutert anschließend, dass er den von mehreren Rednern geäußerten Wunsch nach mehr 
Transparenz teile, und schlägt ein Formblatt, eine Art Kennkarte auf den Internetseiten des Forums 
vor, damit die Organisationen und Verbände sich vorstellen könnten. Zur Frage des "Verfassungs-
vertrags", der vom Konvent erstellt werden wird, gesteht Herr DEHAENE zu, dass der Begriff "Ver-
fassung" die öffentliche Meinung sicherlich stärker mobilisieren könnte als die gewählte Formel. Er 
unterstreicht jedoch, dass es sich rechtlich gesehen sehr wohl um einen Verfassungsvertrag, d.h. um 
einen Vertrag zwischen den Staaten, und nicht um eine europäische Verfassung handeln werde, die an 
die Stelle der einzelnen nationalen Verfassungen treten würde. 
 
Zwar stoße die Debatte über die Zukunft Europas auf nationaler Ebene auf wenig Interesse, seiner 
Auffassung nach seien die vom Konvent erarbeiteten nationalen Berichte aber der erste Anstoß zum 
Entstehen eines Bewusstseins und zu Überlegungen der politisch Verantwortlichen über die Not-
wendigkeit, etwas zur Änderung dieser Lage zu tun. Davon ausgehend ruft er die Teilnehmer auf, sich 
stärker in diese nationalen Debatten einzubringen, denn seines Erachtens müsse die europäische 
Zivilgesellschaft ihre Verantwortung bei der Mobilisierung der nationalen Organisationen gerecht 
werden; dies sei nicht nur Sache der Regierungen. Die nationalen WSR könnten auf nationaler Ebene 
– dem Beispiel des EWSA folgend – ebenfalls eine Rolle bei der Organisation des Dialogs mit den 
Organisationen der Zivilgesellschaft spielen. 
 
Abschließend bekräftigt Herr DEHAENE, dass er sich für eine Fortsetzung der monatlichen Treffen 
für Informationsaustausch und Dialog im Ausschuss einsetzen werde, und wiederholt seinen in den 
einführenden Bemerkungen gemachten Vorschlag. Er erinnert daran, dass die Internetseiten wenig 
genutzt würden - nicht nur für gemeinsame Vorschläge, sondern auch für Reaktionen auf die vom 
Konvent veröffentlichten Dokumente. 
 
Der zweite Teil des Treffens ist einem Meinungsaustausch mit Kommissionsmitglied António 
VITORINO gewidmet, der wie Herr Michel BARNIER die Europäische Kommission im Präsidium 
des Konvents vertritt. Dabei geht es um die Modalitäten und Auswirkungen einer Einbeziehung der 
Charta der Grundrechte in einen künftigen Verfassungsvertrag. 
 

Herr António VITORINO, der zugleich Vorsitzender der Arbeitsgruppe des Konvents zur Charta 
der Grundrechte ist, verweist zunächst auf das Hauptziel der geplanten Einbeziehung: dem Schutz der 
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Grundrechte in der Rechtsordnung der Gemeinschaft soll politisch mehr Gewicht verliehen werden, 
indem er auf eine absolut sichere Rechtsgrundlage gestützt wird. 
 
Er unterstreicht anschließend, dass es in der Gemeinschaft in Bezug auf die Grundrechte bereits einen 
Acquis gebe, denn der Schutz dieser Rechte sei durch Artikel 6 des Vertrags sowie eine umfangreiche 
Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften (EuGH) garantiert. 
 
Davon ausgehend sei jedoch klar, dass mit der Einbeziehung der Charta in einen Verfassungsvertrag 
eine Reihe von Fragen aufgeworfen würden. 
 
Zunächst müssten in dem künftigen Vertrag zwei Legitimationen miteinander in Einklang gebracht 
werden, die den Sockel des europäischen Aufbauwerks bilden: zum einen die Legitimität der Staaten, 
denn die Entscheidungsgewalt hätten die Mitgliedstaaten, und zum anderen eine Legitimität der Bürger, 
die in starkem Maße über die Grundrechte zum Ausdruck komme. Im gegenwärtigen Stadium müsse 
anerkannt werden, dass sich die Zivilgesellschaft zwar fast einstimmig für eine Einbeziehung der 
Charta in ihrem jetzigen Zustand ausspreche, dass jedoch gewisse Stimmen Anpassungen wünschten. 
Herr VITORINO rät persönlich und aus Gründen der Vorsicht dazu, eine Einbeziehung ohne 
Änderungen zu wählen, und somit die inhaltliche Debatte nicht erneut zu beginnen, denn am Ende 
könne eine Erweiterung der Grundrechte, jedoch umgekehrt auch eine Verringerung dieser Rechte 
stehen. 
 
Es sei dagegen viel wichtiger, eine Strategie für die Einbeziehung der Charta festzulegen, bei der zwei 
wesentliche Grundsätze gewahrt blieben: 
 
Erster Grundsatz: Der in der Charta enthaltene Rechtekatalog dürfe nicht als erschöpfend angesehen 
werden; mit der Charta seien die von der Europäischen Union geschützten Grundrechte nicht 
abschließend aufgelistet. 
 
Zweiter Grundsatz: Die Charta solle aufgenommen, aber nicht starr festgelegt werden; die für spätere 
Anpassungen erforderliche Flexibilität dürfe nicht verloren gehen; mit solchen Anpassungen müsse den 
Entwicklungen in der Gesellschaft und bei den Grundrechten Rechnung getragen werden. Mit anderen 
Worten: Man sollte nicht auf die Flexibilität von Artikel 6 verzichten, der sich auf die 
Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten und auf die europäische Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten bezieht. 
 
Daher dürfe die Einbeziehung der Charta in den Entwurf des Verfassungsvertrags weder an Stelle des 
Beitritts zur Menschenrechtskonvention erfolgen, noch den Rückgriff auf die gemeinschaftliche 
Rechtsprechung versperren, in der sich die gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der 
Mitgliedstaaten widerspiegeln; die Rechtsprechung sei zudem die Quelle neuer Grundrechte für die 
gemeinschaftliche Rechtsordnung. 
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Herr VITORINO präzisiert anschließend, dass es keine Unvereinbarkeit zwischen einer Einbeziehung 
der Charta in den Vertrag und dem Beitritt zur europäischen Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten gebe. Gemäß dem Gutachten 2/94 des Gerichtshofs erfordere ein 
Beitritt der Gemeinschaft zur Menschenrechtskonvention die Aufnahme einer eigenen Rechts-
grundlage in den EG-Vertrag. Würde hingegen der Konvent empfehlen, der Europäischen Union eine 
Rechtspersönlichkeit zuzuerkennen und diese mit der der Gemeinschaft zu verschmelzen, so bestünde 
eine Rechtsgrundlage, die einen solchen Beitritt ermöglichen würde. 
 
Bei dem Beitritt müsse, so führt Herr VITORINO weiter aus, vorrangig darauf geachtet werden, dass 
die Autonomie der Rechtsordnung der Gemeinschaft gewahrt bleibt und der Gerichtshof weiterhin 
seine Rolle als höchster Richter dieser Rechtsordnung spielen kann. Die Autonomie des Gemein-
schaftsrechts beruhe auf zwei Grundsätzen: dem Grundsatz der unmittelbaren Rechtswirkung 
bestimmter Instrumente (Verordnungen und manche Richtlinien) sowie dem Grundsatz des Vorrangs 
des Gemeinschaftsrechts vor dem einzelstaatlichen Recht. Die Frage des Verhältnisses zwischen dem 
EuGH und dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg dürfte somit geregelt 
werden. 
 
Schließlich müsse man sich zwei Aspekten der Frage der Rechtsmittel vor dem Gerichtshof zuwenden: 
Sollte erstens Artikel 230 des Vertrags geändert werden, um die direkte aktive Legitimation auf 
Privatpersonen auszudehnen? Sollten zweitens die Zuständigkeiten des Gerichtshofs auf die justizielle 
und polizeiliche Zusammenarbeit im Sinne des Schutzes der Menschenrechte ausgedehnt werden? 
 

Frau Daniela MITCHENER von der Plattform europäischer nichtstaatlicher Organisationen 
im Sozialbereich merkt an, dass die Fragen im Zusammenhang mit der Einbeziehung der Charta und 
dem Beitritt zur Menschenrechtskonvention nicht vergessen machen sollten, dass es noch an einer 
echten europäischen Politik im Bereich der Menschenrechte mangele. Es gebe zwar Leitlinien für 
Politikbereiche (Artikel 13 zur Bekämpfung von Diskriminierungen und Artikel 136 zu den sozialen 
Grundrechten), aber noch keine allgemeine Zuständigkeit der Union. 
 

Herr Virgilio DASTOLI, Sprecher des Ständigen Forums der Zivilgesellschaft, teilt mit, die 
Mitglieder des Forums seien überwiegend gegen eine Neuverhandlung der Charta. Mit Blick auf die 
Modalitäten für die Einbeziehung in den Vertrag sei seines Erachtens eine Erwähnung im jetzigen 
Artikel 6, ergänzt um eine Verweisung in der Präambel des neuen Vertrags, vorzuziehen. Auch er 
spricht sich für eine Änderung des Artikels 230 aus, um das direkte Klagerecht vor dem EuGH auf 
Privatpersonen auszudehnen. Zudem sei es sinnvoll, den Grundsatz, wonach alle Macht vom Volke 
ausgehe, zu bekräftigen. 
 

Herr Pieru RAVAIOLI von der Fédération européenne du Patrimoine (Europa Nostra) 
unterstreicht, dass seine Organisation eine Änderung der Charta gewünscht hätte, um das Recht auf 
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Kultur in die Charta aufzunehmen. Er frage sich, ob die Möglichkeit bestünde, neue Bestimmungen in 
den Vertrag aufzunehmen, um solche Grundrechte abzudecken, die nicht in der Charta enthalten sind. 
 

Frau Arlette HEYMANN-DOAT, vom Carrefour européen pour une Europe civique et 
sociale (CAFECS) betont, wie wichtig es für Europa sei, dass die Charta in den künftigen Vertrag 
aufgenommen wird. Sie empfiehlt, die Charta im Titel I des neuen Vertrags zu erwähnen, damit sie 
politisch deutlich sichtbar gemacht werde und ihre Lesbarkeit für die Bürger gewährleistet bliebe. Sie 
wünscht, dass die Union der Menschenrechtskonvention und der europäischen Sozialcharta beitrete. 
 

Frau Luigina de SANTIS, Generalsekretärin des Europäischen Verbandes der Rentner und 
älteren Menschen (FERPA), erklärt, dass sie die Argumente des Kommissionsmitglieds zugunsten 
einer unveränderten Aufnahme der Charta verstehe, dass aber die Charta trotz des erzielten Fort-
schritts Unzulänglichkeiten aufweise. So sei das Recht auf ein Mindesteinkommen nicht anerkannt, 
während sich die Armut in Europa ständig ausbreite. Statt die Diskussion neu zu entfachen schlage sie 
vor, diesen Mangel dadurch zu beheben, dass eine entsprechende Bestimmung in den Vertrag auf-
genommen wird. 
 

Herr Henrik KRÖNER, Generalsekretär der Europäischen Bewegung, zeigt sich besorgt 
angesichts der Gefahr, dass die Charta nach ihrer Aufnahme in den künftigen Vertrag starr fixiert sein 
könnte. Er würde hingegen eine direkte Verweisung auf die Charta im neuen Vertrag vorziehen, etwa 
auf folgende Art: "Die Union wahrt die Rechte, Freiheiten und Grundsätze, die in der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union verankert sind." 
 

Frau Sharon LECLERCQ-SPOONER, Sprecherin der European Agricultural Convention, 
hält es nicht für angezeigt, die Diskussion über den Inhalt der Charta erneut zu beginnen, sondern 
meint, es solle geprüft werden, wie die neuen Rechte insbesondere in Bezug auf Kultur, Umwelt, 
Gesundheit, Lebensmittelsicherheit usw. am besten berücksichtigt werden könnten. 
 

Herr Michael CWIK, vom Forum für Sprachenrechte und kulturelle Vielfalt, merkt an, eine 
Reihe von Rechten, die von mehreren Rednern genannt wurden – insbesondere in den Bereichen 
Kultur, Sprache, Schutz des Erbes usw. – und die derzeit nicht in der Charta enthalten sind, könnten 
Gegenstand eines eigenen Kapitels im Vertrag mit dem Titel "Rechte und Pflichten der Bürger 
(kulturelle und sprachliche Rechte und Pflichten, historisches Erbe usw.) sein. 
 

Herr Flavio MONDELLO, Koordinierung der Gruppe der Zehn, fragt sich, ob bei einer Ver-
letzung der Grundrechte eine Klage vor dem Gerichtshof möglich sei.  
 

In seiner Antwort an die Redner unterstreicht Herr VITORINO zunächst, dass es in einer erwei-
terten Europäischen Union fast eben so viele Rechtstraditionen hinsichtlich der Grundrechte wie 
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Mitgliedstaaten gebe, zu denen noch die im Laufe der Jahrzehnte vom Gerichtshof und vom Euro-
päischen Konvent für Menschenrechte aufgestellte Grundsätze hinzu kämen. Daher sei die Debatte 
über eine Unterscheidung zwischen einklagbaren Rechten und Leitlinien für die Grundrechte durchaus 
legitim. An dieser Unterscheidung ändere sich durch die Einbeziehung der Charta in den künftigen 
Verfassungsvertrag nichts. 
 
Er präzisiert anschliessend, dass der Anwendungsbereich der Charta nach ihrer Einbeziehung in den 
Vertrag eben dieser Vertrag sein werde. Daher werde sich die Charta auf die Organe und Institu-
tionen der Union, aber auch auf die Mitgliedstaaten erstrecken, wenn diese im Rahmen der Anwen-
dung des Gemeinschaftsrechts gemäß dem Grundsatz der Autonomie des Gemeinschaftsrechts 
gegenüber der nationalen Rechtsordnung handeln. 
 
Herr VITORINO kommt auf die Notwendigkeit einer aktiven Politik im Bereich der Grundrechte 
zurück und verweist darauf, dass die Artikel 6 und 7 des EU-Vertrags bereits Rechtsgrundlagen seien, 
die die Wahrung der Grundrechte sowohl in der gemeinschaftlichen Rechtsordnung als auch in der 
Rechtsordnung der Mitgliedstaaten gewährleisten. 
 
Zu den Modalitäten für die Einbeziehung der Charta stelle sich das Problem der "Doppelungen" einer 
Reihe von Artikeln in der Charta, die für manche nur Rechte wiederholten, die ausdrücklich bereits im 
Vertrag verankert sind. Diese Frage sollte aufmerksam geprüft werden, denn es müsse insbesondere 
vermieden werden, Vertragsartikel zu streichen, die eine stärkere Rechtswirkung als in der Charta 
entfalteten. Das betreffe unter anderem die Klauseln zum Verbot von Diskriminierung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit. 
 
Der Verweis auf die Volkssouveränität sei ein Thema, das über den Rahmen der Grundrechte hinaus 
gehe und in vollem Umfang Teil der Verfassungsdebatte sei. 
 
Natürlich könne die Charta nicht alle Grundrechte abdecken, weshalb die Notwendigkeit bestünde, 
Mechanismen für eine flexible Revision vorzusehen, damit neu entstehende Rechte (Biotechnologie, 
Schutz der Menschenwürde usw.) berücksichtigt werden könnten. 
 
Mit Blick auf den Platz für die Charta in der Struktur des künftigen Vertrags zeigt Herr VITORINO 
sein Verständnis für die Anregung, die Charta in Titel I aufzunehmen, und schließt sich dieser zum Teil 
an. Er verweist jedoch darauf, dass sich diese Option nachteilig auswirken könnte, falls der Vertrag 
- wie bisweilen ins Auge gefasst wurde – aus zwei Teilen bestehen sollte, wobei der erste Teil den 
praktisch unantastbaren Sockel an Verfassungsrechten der Union darstellen würde und im zweiten 
Teil die ständig anzupassenden Politiken und Rechtsvorschriften der Gemeinschaft aufgeführt werden 
sollten. Die Aufnahme der Charta in den ersten Teil würde die Möglichkeiten einer Revision 
begrenzen. So könnten das wünschenswerte Ziel der politischen Wahrnehmbarkeit und einer 
feierlichen Verankerung in der Verfassung eine unerwünschte Folge haben, nämlich die 
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Einschränkung der Möglichkeiten, die Charta an die Entwicklung der Gesellschaft anzupassen. Eine 
andere Option - der Verweis auf die Charta in einem Gründungsartikel und die Aufnahme in ein 
Protokoll im Anhang zum neuen Vertrag - hätte den Vorteil, eine flexiblere Revision zu ermöglichen. 
 
Die Förderung der Grundrechte müsse in die Liste der "Aufgaben der Union" aufgenommen werden, 
der praktische Schutz dieser Rechte durch die Gerichte müsse aber weiterhin im Wesentlichen durch 
die nationalen Gerichte gewährleistet werden, die sozusagen als Gerichte erster Instanz bei der 
Anwendung des Gemeinschaftsrechts noch vor dem Gericht der ersten Instanz und dem Europäischen 
Gerichtshof fungieren. Zudem müsse man wissen, dass die Behandlung von Einzelklagen durch diese 
Gerichte in einem langwierigen, durchschnittlich zwei Jahre währendem Verfahren erfolge, wobei die 
Verfahrensdauer mit der Erweiterung noch zunehmen werde. 
 

Herr OLSSON dankt Herrn VITORINO herzlich für die Deutlichkeit seines Vortrags und seine 
direkten und offenen Antworten, die die Problematik der Einbeziehung der Charta in den Vertrag 
verdeutlicht hätten. 
 
Herr OLSSON fragt sich anschließend, wie die nächsten Treffen inhaltlich noch konkreter werden 
können, und insbesondere ob die Teilnehmer die Möglichkeit erhalten sollten, gemeinsame Positionen 
zu Querschnittsthemen wie Subsidiarität, partizipative Demokratie oder sozioökonomische 
Ordnungspolitik zu verfassen. 
 

Herr Virgilio DASTOLI, Sprecher des Ständigen Forums der Zivilgesellschaft, äußert seine 
Vorbehalte zu einer solchen Möglichkeit wegen der großen Ungewissheit in Bezug auf die Aussicht, 
zu einem Einvernehmen zwischen den Teilnehmern zu gelangen. Er schließt sich dem von Herrn 
DEHAENE formulierten Vorschlag an und unterstützt die Idee, stärker thematisch geprägte Treffen 
zu veranstalten, auf denen die in den Arbeitsgruppen des Konvents behandelten Fragen erörtert 
werden könnten. 
 

Herr Hugo LUEDERS, Direktor der Initiative Netzwerk Dreiglie derung, ist der Auffassung, 
dass es den Teilnehmern sehr schwer fallen dürfte, im jetzigen Stadium Vorschläge zu unterbreiten, 
unterstützt aber auch den Grundsatz, stärker thematisch geprägte Treffen zu veranstalten. Er wünscht 
unter anderem, dass eines der nächsten Treffen eigens der Subsidiarität gewidmet werde. 
 

Frau Sharon LECLERCQ-SPOONER, Sprecherin der European Agricultural Convention, 
betont, es wäre zweckmäßig, die Überlegungen zur repräsentativen Demokratie als einem der Instru-
mente zu vertiefen, wie die Kluft zwischen Bürgern und Institutionen verringert werden könne. Dieses 
Ziel müsse auch durch eine entsprechende Fortbildung der Politiker und der Beamten verwirklicht 
werden. 
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Herr Etienne PFLIMLIN, Präsident des Koordinierungsausschusses der europäischen 
Genossenschaftsverbände (CCACE), kommt noch einmal auf zwei Punkte zurück, die während 
des Treffens häufig angesprochen wurden. Zunächst fordert er die Teilnehmer auf, sich nicht in einer 
Debatte über die Repräsentativität zu verlieren, sondern sich verstärkt den Gedanken zuzuwenden, die 
von den Organisationen der Zivilgesellschaft zum Ausdruck gebracht wurden. Zweitens sei die 
unzureichende bzw. gänzlich fehlende Debatte auf nationaler Ebene eine Aufgabe in geteilter Verant-
wortung, zu der man sich fragen solle, welcher Handlungsbedarf besteht. 
 

Herr Michael CWIK, vom Forum für Sprachenrechte und kulturelle Vielfalt, erklärt, vor 
einem gemeinsamen Vorschlag müsse man sich zu den in einer multikulturellen und mehrsprachigen 
Gemeinschaft zu fördernden Verfassungsprinzipien verständigen. Dazu schlägt er vor, den Teilneh-
mern eine Liste dieser Prinzipien zuzusenden, damit sie, falls sie es für erforderlich halten, diese Liste 
ergänzen könnten. 
 

Frau Frédérique CHABAUD, Generalsekretärin des Forum européen pour les Arts et le 
Patrimoine (FEAP), merkt an, die Herausforderung bestehe darin, zu einer gemeinsamen Grundlage 
ausgehend von Standpunkten zu gelangen, die einander entgegengesetzt sein können. Es sei dazu 
notwendig, eine Methode festzulegen, einen kurzfristigen Zeitplan aufzustellen, damit die Arbeiten der 
Arbeitsgruppen verfolgt werden können, und man müsse in der Lage sein, sich zu den Quer-
schnittsthemen zu äußern. 
 

Frau Monique  VAN TICHELEN von der Europäischen Linken, verweist mit Nachdruck auf 
die Notwendigkeit, die Arbeiten der Treffen in enger Abstimmung mit dem Zeitplan und den Themen 
der Arbeitsgruppen des Konvents zu regeln und innerhalb kurzer Fristen zu reagieren. 
 

Frau Aisa SPINDLER, geschäftsführende Direktorin der "International Lesbian and Gay 
Association" (ILGA Europe), spricht sich ebenfalls dafür aus, kurzfristig eine Abstimmung mit dem 
Zeitplan und den Arbeiten des Konvents vorzunehmen, fordert jedoch das langfristigere Ziel nicht aus 
den Augen zu verlieren, nämlich die Zivilgesellschaft auf europäischer Ebene zu strukturieren. 
 

Frau Luigina de SANTIS, Generalsekretärin des Europäischen Verbandes der Rentner und 
älteren Menschen (FERPA), äußert ihren Wunsch, Kontakte zu den Verantwortlichen der Arbeits-
gruppen im Konvent herzustellen und nach Möglichkeit gemeinsame Standpunkte zu den Berichten zu 
erarbeiten, die von diesen Arbeitsgruppen erstellt werden. 
 

Herr William LAY, Direktor beim Bund der Familienorganisation der Europäischen 
Gemeinschaft (COFACE), erachtet es für wünschenswert, eine Einigung zu den Themen für die 
gemeinsame Arbeit zu erzielen. Er stellt wie andere Teilnehmer fest, dass die Debatte auf nationaler 
Ebene noch nicht begonnen habe und es zum Teil Sache jeder Organisation sei, die öffentliche 
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Meinung auf die Bedeutung dieser Debatte hinzuweisen. Es sei ebenso Aufgabe des EWSA, sich mit 
den ihm vergleichbaren Organisationen auf nationaler Ebene in Verbindung zu setzen. 
 

Herr OLSSON nimmt die Beiträge zur Kenntnis und schließt seine Ausführungen mit der Fest-
stellung, dass es angesichts der einzelnen Beiträge und der Fortschritte der Arbeiten in den Arbeits-
gruppen zu früh sei, das nächste Trefffen wie geplant am 15. Juli durchzuführen. Er gibt somit die 
Streichung dieses Treffens bekannt. Der Zeitplan für die Treffen bis Ende des Jahres werde in Kürze 
erstellt und demnächst den Teilnehmern zugeschickt. 
 
Er dankt allen Teilnehmern für ihre Anwesenheit und ihre Beiträge zu den Debatten mit 
Herrn DEHAENE und Herrn VITORINO. 
 

______________________ 
 
 


